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Verordnung 

der Bundesregierung 


Achtundsiebzigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


A. Problem und Ziel 

- Umsetzung des Waffenembargos gegen Nordkorea und des Verbots von Han- 
dels- und Vermittlungsgeschäften gemäß dem Gemeinsamen Standpunkt 
2006/795/GASP des Rates vom 20. November 2006 über restriktive Maßnah- 
men gegen die Demokratische Volksrepublik Korea (ABI. EU Nr. L 322 
S. 32) im Sinne der Resolution 1718 (2006) des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen vom 14. Oktober 2006, 

- Aufhebung von Genehmigungspflichten für Dienstleistungen im See- und 
Binnenschifffahrtsverkehr sowie von Meldepflichten über Entgelte für Film- 
rechte und die Einräumung von Vertriebsrechten für Bier, 

— Anpassung der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten im Außenwirt- 
schaftsverkehr vom 18. Juli 1977 an die Aufhebung der Genehmigungs- und 
Meldepflichten, 

— Aktualisierung der Verweise auf EG-Recht in der AWV. 


B. Lösung 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung sowie Änderung der Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten im Außenwirtschaftsverkehr. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Die Umsetzung des Gemeinsamen Standpunkts 2006/795/GASP dürfte für die 
öffentlichen Haushalte nur geringfügige, nicht zu quantifizierende Auswirkun- 
gen haben. Die bisher bestehende Genehmigungspflicht für die Ausfuhr von 
Rüstungsgütern nach Nordkorea wird durch Ausfuhr-, Durchführ-, Einfuhrver- 
bote sowie das Verbot von Handlungs- und Vermittlungsgeschäften für Liefe- 
rungen von Rüstungsgütern nach Nordkorea ersetzt. Der Genehmigungsvorbe- 
halt für die Lieferung von gepanzerten Fahrzeugen für Vertreter der EU und der 
EU-Mitgliedstaaten in Nordkorea wird allenfalls geringfügige Kosten verur- 
sachen, da dieser Ausnahmetatbestand nur selten zur Anwendung kommen 
wird. 


Drucksache 16/4309 


-2- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Durch die Aufhebung der Genehmigungs- und Meldepflichten der AWV wer- 
den die Kosten der öffentlichen Haushalte reduziert. Die Kostenersparnis ist 
allerdings, mangels der praktischen Relevanz dieser Vorschriften in den letzten 
Jahren, nicht quantifizierbar. 


E. Sonstige Kosten 

Durch die Umsetzung des Gemeinsamen Standpunkts 2006/795/GASP und die 
Strafbewehrung entstehen der Wirtschaft keine wesentlichen zusätzlichen Kos- 
ten. Bereits bisher waren Ausfuhren von Rüstungsgütern nach Nordkorea ge- 
nehmigungspflichtig. Neu sind das Durchfuhr- und das Einfuhrverbot sowie 
das Verbot von Handels- und Vermittlungsgeschäften. In den letzten Jahren 
wurden von Deutschland allerdings keine Rüstungsgüter nach Nordkorea ex- 
portiert oder von dort importiert. Nennenswerte Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, 
sind daher nicht zu erwarten. 

Die Aufhebung der Genehmigungs- und Meldepflichten der AWV führt ten- 
denziell zu einer Kostenersparnis der Unternehmen. Angesichts der mangeln- 
den praktischen Relevanz ist die Höhe der Einsparung nicht quantifizierbar. 
Lediglich Meldungen nach § 50a AWV wurden einmal jährlich erhoben und 
ausgewertet (ca. 120 Meldungen). Nennenswerte Auswirkungen auf Einzel- 
preise und das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis- 
niveau, sind daher nicht zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Informationspflichten für die Wirtschaft 

Mit der Verordnung werden eine neue Informationspflicht eingeführt und sechs 
bisherige Informationspflichten aufgehoben. Auf Grund der sehr geringen Fall- 
zahlen, die für die neue Informationspflicht zu erwarten sind, sind die bürokra- 
tischen Belastungseffekte vemachlässigbar gering. Die Entlastungseffekte sind 
ebenfalls als vernachlässigbar gering zu werten, da die sechs entfallenen Infor- 
mationspflichten nur in marginaler Anzahl Anwendung fanden. 

Informationspflichten für Bürger und Verwaltung 

Die vorliegende Verordnung tangiert keine Informationspflichten für Bürger 
und Verwaltung. 

Gleichstellungspolitische Belange sind nicht berührt. 
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=U2007 DE 


Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Berlin, 5. Februar 2007 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich gemäß § 27 Absatz 2 des Außenwirtschaftsgesetzes die von 
der Bundesregierung beschlossene 

Achtundsiebzigste Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung 

mit Begründung und Vorblatt. 

Die Verordnung wurde am 3. Februar 2007 im Bundesanzeiger Nr. 24 verkündet. 
Sie wird gleichzeitig dem Präsidenten des Bundesrates übersandt. 

Federführend ist das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Achtundsiebzigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Vom ... 


Auf Grund 

des § 27 Abs. 1 in Verbindung mit § 2 Abs. 1, 3 und 4, § 26 
und § 6 Abs. 1 und 2 des Außenwirtschaftsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2006 (BGBl. I 

S. 1386) verordnet die Bundesregierung und 

auf Grund 

des § 27 Abs. 1 in Verbindung mit § 2 Abs. 1, 3 und 4, §§ 5, 
33 Abs. 4, § 34 Abs. 4 Nr. 1 des Außenwirtschaftsgesetzes 
verordnet das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech- 
nologie im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt und 
dem Bundesministerium der Finanzen: 


Artikel 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 22. November 1993 (BGBl. I S. 1934, 
2493), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 18. De- 
zember 2006 (BAnz. S. 7345), wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Inhaltsübersicht zu Kapitel V wird wie folgt ge- 


fasst: 

„Kapitel V §§ 

Dienstleistungsverkehr 44 - 50b 

1. Titel: Beschränkungen des aktiven 

Dienstleistungsverkehrs 44 — 45e 

2. Titel: (weggefallen) 46 - 49 

3. Titel: (weggefallen) 50 -50b“. 


b) Ab Kapitel Vilm wird das Inhaltsverzeichnis wie 


folgt gefasst: 


„Kapitel Vilm 

Besondere Beschränkungen gegen Libanon 

69m 

Kapitel Vlln 

Besondere Beschränkungen gegen Nord- 
korea 

69n 

Kapitel VIIo 

Besondere Kostenregelungen 

69o 

Kapitel VIII 

Ordnungswidrigkeiten und Straftaten 

70 - 70a 

Kapitel IX 

Übergangs- und Schlussvorschriften 

71-72 

Anlagen“. 



2. § 44 Abs. 2 wird aufgehoben. 

3. § 44b wird aufgehoben. 

4. In Kapitel V werden der 2. und der 3. Titel und die 
§§ 46, 47, 50a und 50b aufgehoben. 

5. § 69d Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „zuletzt geändert durch Verordnung 
(EG) Nr. 1685/2006 der Kommission vom 14. No- 
vember 2006 (ABI. EU Nr. L 314 S. 24)“ wird durch 


die Angabe „zuletzt geändert durch Verordnung (EG) 
Nr. 1823/2006 der Kommission vom 12. Dezember 
2006 (ABI. EU Nr. L 351 S. 9)“ ersetzt. 

b) Nach der Angabe „(ABI. EU Nr. L 144 S. 21)“ wird 
die Angabe „ , geändert durch Beschluss 2006/1008/ 
EG des Rates vom 21. Dezember 2006 (ABI. EU 
Nr. L 379 S. 123),“ eingefügt. 

6. Kapitel Vlln wird wie folgt gefasst: 

„Kapitel Vlln 

Besondere Beschränkungen gegen Nordkorea 
§ 69n 

Beschränkungen auf Grund der Resolution 1718 (2006) 
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 14. Ok- 
tober 2006 (Kapitel VII der Charta) 

(1) Der Verkauf, die Ausfuhr und die Durchfuhr von 
in Teil I Abschnitt A der Ausfuhrliste (Anlage AL) er- 
fassten Güter nach Nordkorea vom Wirtschaftsgebiet 
aus oder über das Wirtschaftsgebiet oder unter Benut- 
zung eines Schiffes oder Luftfahrzeuges, das berechtigt 
ist, die Bundesflagge oder das Staatsangehörigkeits- 
zeichen der Bundesrepublik Deutschland zu führen, ist 
verboten. 

(2) Handels- und Vermittlungsgeschäfte in Bezug auf 
in Teil I Abschnitt A der Ausfuhrliste (Anlage AL) er- 
fasste Güter, welche unmittelbar oder mittelbar für Per- 
sonen, Organisationen oder Einrichtungen in Nordkorea 
oder zur Verwendung in Nordkorea bestimmt sind, sind 
untersagt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Fahrzeuge, 
die nicht für den Kampfeinsatz bestimmt sind, die bei 
der Herstellung oder nachträglich mit einer Kugelsiche- 
rung ausgerüstet wurden und nur zum Schutz des Perso- 
nals der EU und ihrer Mitgliedstaaten in Nordkorea be- 
stimmt sind. Der Verkauf, die Ausfuhr, die Durchfuhr 
und das Handels- und Vermittlungsgeschäft bedürfen in 
diesen Fällen der Genehmigung durch das Bundesamt 
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA). 

(4) Die Einfuhr von in Teil I Abschnitt A der Ausfuhr- 
liste (Anlage AL) erfassten Güter aus Nordkorea in das 
Wirtschaftsgebiet oder unter Benutzung eines Schiffes 
oder Luftfahrzeuges, das berechtigt ist, die Bundesflagge 
oder das Staatsangehörigkeitszeichen der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu führen, ist verboten, unabhängig da- 
von, ob die Güter ihren Ursprung in Nordkorea haben. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Deutsche in 
fremden Wirtschaftsgebieten, die die genannten Güter 
nach Nordkorea verkaufen, ausführen oder ausführen 
lassen, durchführen oder durchführen lassen oder aus 
Nordlcorea einführen oder einführen lassen oder Han- 
dels- und Vermittlungsgeschäfte in Bezug auf die ge- 
nannten Güter vornehmen.“ 

7. Das bisherige Kapitel Vlln wird Kapitel VIIo und der 
bisherige § 69n wird § 69o. 
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8. ln § 69o wird die Angabe „zuletzt geändert durch Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1636/2006 der Kommission vom 
6. November 2006 (ABI. EU Nr. L 306 S. 10)“ durch 
die Angabe „zuletzt geändert durch Verordnung (EG) 
Nr. 2026/2006 der Kommission vom 22. Dezember 
2006 (ABI. EU Nr. L 384 S. 85)“ ersetzt. 

9. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) ln Absatz 5h wird die Angabe „zuletzt geändert 
durch Verordnung (EG) Nr. 1461/2006 der Kom- 
mission vom 29. September 2006 (ABI. EU Nr. L 
272 S. 11)“ durch die Angabe „zuletzt geändert 
durch Beschluss 2006/ 1008/EG des Rates vom 
21. Dezember 2006 (ABI. EU Nr. L 379 S. 123)“ 
ersetzt. 

c) In Absatz 5i wird die Angabe „zuletzt geändert 
durch Verordnung (EG) Nr. 1685/2006 der Kom- 
mission vom 14. November 2006 (ABI. EU Nr. L 
314 S. 24)“ durch die Angabe „zuletzt geändert 
durch Verordnung (EG) Nr. 1823/2006 der Kom- 
mission vom 12. Dezember 2006 (ABI. EU Nr. L 
351 S. 9)“ ersetzt. 

d) ln Absatz 5j wird die Angabe „zuletzt geändert 
durch Verordnung (EG) Nr. 1636/2006 der Kom- 
mission vom 6. November 2006 (ABI. EU Nr. L 
306 S. 10, Nr. L 314 S. 51),“ durch die Angabe „zu- 
letzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 2026/ 
2006 der Kommission vom 22. Dezember 2006 
(ABI. EU Nr. L 384 S. 85),“ ersetzt. 

e) In Absatz 6 Nr. 7 wird die Angabe „50a, 50b,“ ge- 
strichen. 

10. § 70a wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Angabe „oder entgegen 
§ 69m Abs. 1, auch in Verbindung mit Abs. 5,“ 
durch die Angabe „entgegen § 69m Abs. 1, auch in 
Verbindung mit Abs. 5, oder entgegen § 69n Abs. 1, 
auch in Verbindung mit Abs. 5,“ ersetzt. 

b) In Nummer 2 wird die Angabe „oder nach § 69m 
Abs. 3 Satz 2, auch in Verbindung mit Abs. 5,“ 
durch die Angabe „ nach § 69m Abs. 3 Satz 2, auch 
in Verbindung mit Abs. 5, oder nach § 69n Abs. 3 
Satz 2, auch in Verbindung mit Abs. 5,“ ersetzt. 


c) ln Nummer 3 wird die Angabe „oder entgegen 
§ 69m Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 5,“ 
durch die Angabe „entgegen § 69m Abs. 2, auch in 
Verbindung mit Abs. 5, oder entgegen § 69n Abs. 2, 
auch in Verbindung mit Abs. 5,“ ersetzt. 

d) ln Nummer 4 wird die Angabe „oder nach § 69m 
Abs. 3 Satz 2, auch in Verbindung mit Abs. 5,“ 
durch die Angabe „nach § 69m Abs. 3 Satz 2, auch 
in Verbindung mit Abs. 5, oder nach § 69n Abs. 3 
Satz 2, auch in Verbindung mit Abs. 5,“ ersetzt. 

e) ln Nummer 5 wird die Angabe „oder entgegen 
§ 69g Abs. 6 dort genannte Güter einführt oder“ 
durch die Angabe „ § 69g Abs. 6 oder § 69n Abs. 4, 
auch in Verbindung mit Abs. 5, dort genannte Güter 
einführt oder einführen lässt,“ ersetzt. 

f) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch ein 
„oder“ ersetzt und folgende Nummer 7 angefügt: 

„7. entgegen § 69n Abs. 1, auch in Verbindung mit 
Abs. 5, dort genannte Güter durchführt oder 
durchführen lässt.“ 

11. Die Länderlisten F 1 und F 2 (Anlage L) zur Außen- 
wirtschaftsverordnung werden aufgehoben. 

Artikel 2 

Die Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
im Außenwirtschaftsverkehr vom 18. Juli 1977 (BGBl. I 
S. 1308), zuletzt geändert durch Artikel 393 der Verordnung 
vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1 . § 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Nr. 4 wird das Komma am Ende durch 
einen Punkt ersetzt. Nummer 5 wird aufgehoben. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

2. § 2 wird aufgehoben. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die vorliegende Verordnung zur Änderung der Außenwirt- 
schaftsverordnung (AWV) dient insbesondere der Umset- 
zung des Gemeinsamen Standpunkts 2006/795/GASP des 
Rates vom 20. November 2006 über restriktive Maßnahmen 
gegen die Demokratische Volksrepublik Korea (ABI. EU 
Nr. L 322 S. 32) in deutsches Recht. Mit dem Gemeinsamen 
Standpunkt haben die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union die Resolution 1718 (2006) des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen vom 14. Oktober 2006 umgesetzt. 

Die Vorgaben des Gemeinsamen Standpunkts sind für die 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union verbindlich. So- 
weit der Gemeinsame Standpunkt aufgrund der Kompetenz- 
verteilung zwischen der EU und den Mitgliedstaaten nicht 
durch eine EG- Verordnung umgesetzt wird, erfolgt die Um- 
setzung durch die Mitgliedstaaten. 

Der Gemeinsame Standpunkt untersagt den Verkauf, die 
Ausfuhr, die Durchfuhr sowie Handels- und Vermittlungs- 
geschäfte von Rüstungsgütern, die nach Nordkorea geliefert 
werden sollen. Verboten ist ferner die Einfuhr von Rüs- 
tungsgiitem aus Nordkorea, unabhängig davon, ob sie ihren 
Ursprung im Hoheitsgebiet Nordkoreas haben. Gemäß dem 
Gemeinsamen Standpunkt wird daher in der AWV ein Ver- 
bot des Verkaufs, der Ausfuhr, der Durchfuhr und der Ein- 
fuhr für alle Güter von Teil I Abschnitt A der Ausfuhrliste 
(Anlage AL) sowie der Handels- und Vennittlungsgeschäfte 
für diese Güter vorgesehen. Entsprechend dem Gemeinsa- 
men Standpunkt werden auch Taten Deutscher im Ausland 
erfasst; daher ist eine Umsetzung durch Rechtsverordnung 
notwendig. 

Aufgrund mangelnder praktischer Relevanz werden die fol- 
genden Genehmigungsvorbehalte für Dienstleistungen im 
See- und Binnenschifffahrtsverkehr sowie Meldepflichten 
über Entgelte für Filmrechte und die Einräumung von Ver- 
triebsrechten für Bier aufgehoben: 

- § 44 Abs. 2 AWV - Genehmigungspflicht für die Ver- 
mittlung von Frachtverträgen zur Beförderung von Stück- 
gut, 

- § 44b AWV - Genehmigungspflicht für den Abschluss 
von Verträgen zwischen Schifffahrtsuntemehmen mit 
Bestimmungen über die Aufteilung von Ladungen und 
Frachten, 

- § 46 Abs. 1 AWV - Genehmigungspflicht für den Ab- 
schluss von Frachtverträgen zur Beförderung von Stück- 
gütern durch Seeschiffe fremder Flagge und für Charter- 
verträge über Seeschiffe fremder Flagge, 

- § 47 Abs. 1 AWV - Genehmigungspflicht für Rechtsge- 
schäfte über ausländische Binnenschiffe zur Beförde- 
rung von Gütern innerhalb des Wirtschaftsgebietes, 

- § 50a AWV - Meldepflicht über Entgelte für Filmrechte, 

- § 50b AWV - Meldepflicht über die Einräumung von 
Vertriebsrechten für Bier. 

Infolge der Aufhebung von § 44 Abs. 2 und § 46 AWV kön- 
nen auch die Länderlisten F 1 und F 2 (Anlage L) der AWV 


aufgehoben werden. Die Verordnung zur Regelung von Zu- 
ständigkeiten im Außenwirtschaftsverkehr vom 18. Juli 
1977 (BGBl. 1 S. 1308) wird an die Aufhebung der o. g. 
Vorschriften angepasst. 

Außerdem werden Verweise auf EG-Recht in der AWV 
aktualisiert. 

Die Umsetzung des Gemeinsamen Standpunkts 2006/795/ 
GASP dürfte für die öffentlichen Haushalte nur geringfü- 
gige, nicht zu quantifizierende Auswirkungen haben. Die 
bisher bestehende Genehmigungspflicht für die Ausfuhr 
von Rüstungsgütem nach Nordkorea wird durch Ausfuhr-, 
Durchfuhr-, Einfuhrverbote sowie das Verbot von Hand- 
lungs- und Vermittlungsgeschäften für Lieferungen von 
Rüstungsgütern nach Nordkorea ersetzt. Der Genehmi- 
gungsvorbehalt für die Lieferung von gepanzerten Fahrzeu- 
gen für Vertreter der EU und der EU-Mitgliedstaaten in 
Nordkorea wird allenfalls geringfügige Kosten verursachen, 
da dieser Ausnahmetatbestand nur selten zur Anwendung 
kommen wird. 

Durch die Aufhebung der Genehmigungs- und Meldepflich- 
ten der AWV werden die Kosten der öffentlichen Haushalte 
reduziert. Die Kostenersparnis ist allerdings, mangels der 
praktischen Relevanz dieser Vorschriften in den letzten Jah- 
ren, nicht quantifizierbar. 

Durch die Umsetzung des Gemeinsamen Standpunkts 2006/ 
795/GASP und die Strafbewehrung entstehen der Wirt- 
schaft keine wesentlichen zusätzlichen Kosten. Bereits bis- 
her waren Ausfuhren von Rüstungsgütern nach Nordkorea 
genehmigungspflichtig. Neu sind das Durchfuhr- und das 
Einfuhrverbot sowie das Verbot von Handels- und Vermitt- 
lungsgeschäften. ln den letzten Jahren wurden von Deutsch- 
land allerdings keine Rüstungsgüter nach Nordkorea expor- 
tiert oder von dort importiert. Nennenswerte Auswirkungen 
auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbeson- 
dere auf das Verbraucherpreisniveau, sind daher nicht zu er- 
warten. 

Die Aufhebung der Genehmigungs- und Meldepflichten der 
AWV führt tendenziell zu einer Kostenersparnis der Unter- 
nehmen. Angesichts der mangelnden praktischen Relevanz 
ist die Höhe der Einsparung nicht quantifizierbar. Lediglich 
Meldungen nach § 50a AWV wurden einmal jährlich erho- 
ben und ausgewertet (ca. 120 Meldungen). Nennenswerte 
Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preis- 
niveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind 
daher nicht zu erwarten. 

Bürokratiekosten 

Informationspflichten für die Wirtschaft 

Mit der Verordnung werden eine neue Informationspflicht 
eingeführt und sechs bisherige Informationspflichten aufge- 
hoben. Aufgrund der sehr geringen Fallzahlen, die für die 
neue Informationspflicht zu erwarten sind, sind die bürokra- 
tischen Belastungseffekte vemachlässigbar gering. Die Ent- 
lastungseffekte sind ebenfalls als vemachlässigbar gering zu 
werten, da die sechs entfallenen Informationspflichten nur 
in marginaler Anzahl Anwendung fanden. 
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Informationspflichten für Bürger und Verwaltung 

Die vorliegende Verordnung tangiert keine Infonnations- 
pflichten für Bürger und Verwaltung. 

Gleichstellungspolitische Belange sind nicht berührt. 

B. Im Einzelnen 

Zu Artikel 1 
Zu Nummer 1 

Die Änderungen der Inhaltsübersicht sind Folgeänderungen 
der Umsetzung des Gemeinsamen Standpunkts 2006/795/ 
GASP über restriktive Maßnahmen gegen die Demokrati- 
sche Volksrepublik Korea sowie der Aufhebung der o. g. 
Genehmigungsvorbehalte und Meldepflichten. 

Zu Nummer 2 

§ 44 Abs. 2 AWV sieht eine Genehmigungsp flicht für die 
Vermittlung von Frachtverträgen zur Beförderung von Stück- 
gut durch Seeschiffe fremder Flagge durch Gebietsansäs- 
sige zwischen zwei Gebietsfremden vor, wenn ein Gebiets- 
fremder nicht in einem Land der Länderliste F 1 oder F 2 
ansässig ist und das Entgelt für die Beförderung 500 Euro 
übersteigt. Die Vorschrift hat keine praktische Bedeutung 
mehr und kann daher aufgehoben werden. 

Zu Nummer 3 

§ 44b AWV sieht für den Abschluss von Verträgen zwi- 
schen gebietsansässigen und gebietsfremden Schifffahrts- 
untemehmen insoweit eine Genehmigung vor, als die Ver- 
träge Bestimmungen über die Aufteilung von Ladungen und 
Frachten enthalten. Die Bestimmung hat keine praktische 
Relevanz mehr. 

Zu Nummer 4 

§ 46 Abs. 1 AWV hegt eine Genehmigungspflicht für den 
Abschluss von Frachtverträgen für den Transport von 
Stückgütern durch Seeschiffe fremder Flagge zwischen Ge- 
bietsansässigen und Gebietsfremden fest, die nicht in einem 
Land der Länderliste F 1 oder F 2 ansässig sind, wenn das 
Entgelt für die Beförderung 500 Euro übersteigt. Der Ab- 
satz 2 unterwirft den Abschluss von Charterverträgen zwi- 
schen Gebietsansässigen und Gebietsfremden über See- 
schiffe fremder Flagge einer Genehmigungspflicht, wenn 
der Gebietsfremde nicht in einem Land der Länderliste F 2 
ansässig ist. Die Vorschrift hat keine praktische Bedeutung 
mehr. 

§ 47 Abs. 1 AWV sieht eine Genehmigungspflicht für 
Rechtsgeschäfte zwischen Gebietsansässigen und Gebiets- 
fremden zur Beförderung von Gütern auf ausländischen 
Binnenschiffen in der Bundesrepublik Deutschland vor. Der 
Absatz 2 nimmt Rechtsgeschäfte in Bezug auf ausländische 
Binnenschiffe von der Genehmigungspflicht aus, wenn die 
Verwendung des Binnenschiffes nur im Rheinstromgebiet 
oder zwischen dem Rheinstromgebiet und den Häfen Ham- 
burg und Dortmund erfolgt. Nach Absatz 3 ist die Genehmi- 
gung mit Wirkung vom 1. Januar 1993 gemäß der Verord- 
nung (EWG) Nr. 3921/91 des Rates vom 16. Dezember 
1991 über die Bedingungen für die Zulassung von Ver- 
kehrsuntemehmen zum Binnenschiffsgüter- und -Personen- 


verkehr innerhalb eines Mitgliedstaates, in dem sie ansässig 
sind (ABI. EG Nr. L 373 S. 1) nicht mehr erforderlich. § 47 
AWV hat ebenfalls keine praktische Bedeutung mehr. 

§ 50a AWV sieht eine Meldepflicht über Abgaben für 
Lizenzen ausländischer Spiel-, Kinder- und Jugendfilme 
und Einnahmen aus Lizenzen an ausländische Lizenzneh- 
mer für derartige Filme vor, um ggf. ausreichende Informa- 
tionen über Beschränkungen zu erlangen. Zum Schutz der 
deutschen Filmwirtschaft ist die Beibehaltung der Melde- 
pflicht nicht mehr erforderlich und kann daher entfallen. 

§ 50b Abs. 1 AWV sieht eine Meldepflicht für den Ab- 
schluss von Lizenzverträgen zwischen Gebietsansässigen 
und Gebietsfremden über den Vertrieb von Bier mit geogra- 
fischer Ursprungsbezeichnung im Ausland vor. Die Melde- 
pflicht besteht auch, wenn derartige Vertriebsrechte im Aus- 
land in ein Unternehmen eingebracht werden. Der Absatz 2 
legt den Inhalt der Meldung sowie die Fristen für ihre Ab- 
gabe und die zuständige Behörde fest. Diese Vorschriften 
werden nicht mehr genutzt und sind ohne praktische Rele- 
vanz. 

Zu Nummer 5 

Die Änderungen aktualisieren Verweise auf EG-Recht in 
§ 69d Abs. 1 AWV. 

Zu Nummer 6 

Das neu eingefügte Kapitel Vlln setzt das Waffenembargo 
gemäß dem Gemeinsamen Standpunkt 2006/795/GASP 
über restriktive Maßnahmen gegen Nordkorea im Sinne der 
Resolution 1718 (2006) des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen um. Der Gemeinsame Standpunkt verbietet den 
Verkauf, die Ausfuhr, die Durchführ sowie Handels- und 
Vermittlungsgeschäfte von Rüstungsgütem, die nach Nord- 
korea geliefert werden sollen. Entsprechend dem Gemeinsa- 
men Standpunkt werden auch Rechtsgeschäfte und Hand- 
lungen Deutscher im Ausland erfasst. Ausgenommen von 
diesen Verboten sind Fahrzeuge, die nicht für den 
Kampfeinsatz bestimmt sind, die bei der Herstellung oder 
nachträglich mit einer Kugelsicherung ausgerüstet wurden 
und nur zum Schutz des Personals der EU und ihrer Mit- 
gliedstaaten in Nordkorea bestimmt sind. In diesen Aus- 
nahmefällen bedürfen der Verkauf, die Ausführ, die Durch- 
fuhr und das Handels- und Vennittlungsgeschäft der 
Genehmigung durch das Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA). Verboten ist ferner die Einfuhr 
von Rüstungsgütem aus Nordkorea, unabhängig davon, ob 
sie ihren Urspmng im Hoheitsgebiet Nordkoreas haben. 

Zu Nummer 7 

Das bisherige Kapitel Vlln mit der Gebührenregelung für 
die Ausstellung und Nachprüfung von Zertifikaten nach 
dem Kimberley-Zertifikationssystem wird Kapitel VIIo. 

Zu Nummer 8 

Die Änderung aktualisiert den Verweis auf EG-Recht in 
§ 69o AWV. 

Zu Nummer 9 

Infolge der Aufhebung der Genehmigungs- und Melde- 
pflichten von § 44 Abs. 2, §§ 44b, 46, 47, 50a und 50b 
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AWV entfallen die Bußgeldbewehrungen in § 70 Abs. 2 und 
Abs. 6 Nr. 7 AWV. Die Änderungen in den Absätzen 5h, 5i 
und 5j aktualisieren Verweise auf EG-Recht. 

Zu Nummer 10 

§ 70a AWV wird ergänzt um die Strafbewehrung der Ver- 
bote des Verkaufs, der Ausfuhr und der Durchfuhr von Rüs- 
tungsgütem nach Nordkorea sowie von Handels- und Ver- 
mittlungsgeschäften gemäß § 69n AWV. Die Strafbeweh- 
rung schließt Verstöße gegen das Einfuhrverbot von Rüs- 
tungsgütem ein. Da § 70a AWV bisher weder die Durchfuhr 
noch Durchfuhren durch Deutsche in fremden Wirtschafts- 
gebieten umfasst, wird entsprechend dem Gemeinsamen 
Standpunkt 2006/795/GASP mit der neu angefügten Num- 
mer 7 die Strafbewehrung für Verstöße gegen das Durch- 
fuhrverbot geregelt. 

Zu Nummer 11 

Infolge der Aufhebung von § 44 Abs. 2 und § 46 Abs. 1 
AWV werden die Länderlisten F 1 und F 2 (Anlage L) zur 
Außenwirtschaftsverordnung aufgehoben. 

Zu Artikel 2 

Zu Nummer 1 

Die Aufhebung von § 1 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 3 der Verord- 
nung zur Regelung von Zuständigkeiten im Außenwirt- 
schaftsverkehr vom 18. Juli 1977 (BGBl. I S. 1308), zuletzt 
geändert durch Artikel 393 der Verordnung vom 3 1 . Okto- 
ber 2006 (BGBl. 1 S. 2407), sind Folgeänderungen der Auf- 
hebung von §§ 50a, 44 Abs. 2, §§ 44b, 46 und 47 AWV. 

Zu Nummer 2 

Die Aufhebung von § 2 der Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten im Außenwirtschaftsverkehr vom 18. Juli 
1977 ist eine Folgeänderung der Aufhebung von §§ 44, 46 
und 47 AWV. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung. 
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